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„Sanktionsmöglichkeiten unterhalb der  
strafrechtlichen Schwelle haben sich als  
unzureichend erwiesen“

Interview mit dem Bundesminister der Justiz und für Verbraucherschutz Heiko Maas*

Bonner Rechtsjournal (BRJ): Herr Minister, in der aktuellen Legislaturperiode haben Sie mit Ihrem Ministerium eine 
Vielzahl von Reformen angestoßen. Dazu zählt das neue Anti-Doping-Gesetz, welches jedoch stark angegriffen wird. Ist es 
wirklich Aufgabe des Staates die „Integrität des Sports“ mit den Mitteln des Strafrechts zu schützen? Und zeugt es nicht von 
einem übertrieben paternalistischen Staat, wenn er den Schutz der Gesundheit der Sportler als Grund für die Einschrän-
kung in die nach Art. 1 und 2 GG geschützte Handlungsfreiheit, die auch die Selbstgefährdung einschließt, rechtfertigt?

BM Maas: 

BRJ: Eine weitere Reform, die auch in der Öffentlichkeit ein großes Echo erfährt, ist die Neustrukturierung der Tötungs-
delikte und insbesondere eine Modernisierung des Mordparagrafen. Zuletzt hatte es starken Gegenwind aus der Unions-
fraktion gegen Ihre Pläne gegeben. Argumentiert wurde vor allem damit, dass die Rechtsprechung bereits zu praktikablen 
Lösungen gelangt sei. Auch gäbe es keinen gesellschaftlichen Konsens zur Abschaffung der lebenslangen Freiheitsstrafe 
als Regelstrafe für Mord. Warum halten Sie diese Reform dennoch für notwendig?
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BM Maas: 

 
BRJ: Im Zusammenhang mit dem „Kampf gegen den Terrorismus“ wurden in den letzten Jahren viele Gesetzesänderun-
gen, insbesondere über die Kompetenzen der Polizei, des Verfassungsschutzes und der Nachrichtendienste, verabschie-
det. Einige davon wurden anschließend vom BVerfG gänzlich gekippt oder zumindest deutlich beschränkt; zuletzt das 
BND-Gesetz. Müssen aus Ihrer Sicht Gesetze immer bis zur äußersten Schmerzgrenze der Verfassungsmäßigkeit ausge-
reizt werden? Läuft ein Staat, der seine Gesetze in einigen Bereichen primär an diesen Grenzen auslotet, nicht ebenfalls 
Gefahr, in der Gesamtschau die Freiheitsrechte der Menschen unverhältnismäßig einzuschränken? 

BM Maas: 

BRJ: Eine weitere große Änderung war die Einführung der sogenannten „Mietpreisbremse“. Diese gilt schon heute für 
viele als gescheitert. Grund dafür sind auch die kaum vorhandenen Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten. Die Mieter ha-
ben ohnehin kaum ein Interesse an einem (Rechts-)Streit mit den Vermietern, insbesondere in Großstädten mit besonders 
angespanntem Wohnungsmarkt. Wäre es nicht an der Zeit dem Papiertiger Zähne zu geben? Welche Maßnahmen können 
Sie sich in diesem Zusammenhang vorstellen?

BM Maas:

BRJ: Zu guter Letzt: Wir haben nun von vielen verschiedenen Reformen gesprochen. Eine über die immer wieder leiden-
schaftlich diskutiert wird, ist eine mögliche Reform des Jurastudiums. Wie stehen Sie persönlich zu dieser Idee? Wäre 
eine Modernisierung aus Ihrer Sicht angebracht und wenn ja, was würde dies konkret bedeuten?

BM Maas:

BRJ: Herr Bundesminister Maas, wir bedanken uns bei Ihnen für dieses Gespräch.
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